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Presseerklärung 

Kinderbetreuung fUr unter Dreijahrige: 

Gutachten halt Land für zuständig - Anspruch der Kommunen auf Kostenerstattung - 
das Konnexitatsprlnzip greift 

„Das Gutachten von Professor Dr. Joachim Wiland zeigt erhebliche Regelungslücken in 
Schleswig-Holstein auf. Es gibt Handlungsbedarf für die Landespolitik. Die Kommunen er- 
warten nun Antworten der Landespolitik darauf, wie der Ausbau der Kinderbetreuung verfas- 
sungsrechtlich einwandfrei geregelt und finanziert werden sol', sagte J6rg BUlow, Landes- 
geschäftsführer des Schleswig-Holsteinischen Gerneindetages heute anlässlich der Veröf- 
fentlichung eines Rechtsgutachtens im Auftrag der Kommunalen Landesverbande. 

Bürgermeister Bernd Saxe erläuterte für den Stadteverband Schleswig-Holstein: 

.Die Kommunen werden nun bis zum Herbst prüfen und dann entscheiden, welche Konse- 
quenzen sie aus dem Gutachten ziehen. Dabei stellt sich die Frage nach einem Ausgleich 
der seit 2009 entstandenen Kosten ebenso, wie die Notwendigkeit einer klaren Zuständig- 
keitszuordnung durch den Gesetzgeber. Bund und Land müssen auf die Finanzierung der 
Kinderbetreuung eine ehrliche Antwort geben. Daher wird für unsere Entscheidung die Ant- 
wort der Landesregierung auf das Gutachten gr& Bedeutung habenm. 

Landrat Reinhard Sager (Vorsitzender des Schleswig-Holsteinischen Landkreistages) er- 
gänzte: „Das Gutachten verdeutlicht, dass Bund und Land seit der föderalismusreform von 
2006 den Kommunen keine neuen Aufgaben mehr zuweisen können, ohne deren Finanzie- 
rung zu regeln. Dieses Prinzip muss auch in Schleswig-Holstein gelten. Es geht um die von 
der Politik geweckten Erwartungen und Ansprüche der Eltern und Kinder. 

Die Kommunalen Landesverbände hatten den renommierten Finanzverfassungsrechtler Pr* 
fessor Dr. Joachim Wieland mit einem Gutachten zu der frage beauftragt, ob den Kommu- 
nen für die Mehrkosten des Ausbaus der Kinderbetreuung für unter Dreijährige ein Anspruch 
auf Kostenausgleich nach dem Konnexitätsprinzip in Artikel 49 Abs. 2 der Landesverfassung 
zusteht. Der Verfassungerichtshof in Nordrhein-Westfalen hatte den dortigen Kommunen 
einen entsprechenden Anspruch zugesprochen. 

Das Gutachten kommt im Wesentlichen zu dem Ergebnis, dass aufgnrnd einer Regelungslü- 
cke in Schleswig-Holstein nicht die Kommunen, sondern das Land dafür zustandig ist, die 
Rechtsansprüche der Eltern auf Kinderbetreuung ftir unter Dreijahrige zu erfüllen. Das Land 
sei außerdem verpflichtet, den Kommunen die seit 2009 für die Finanzierung der Kinderbe- 
treuung entstandenen Kosten zu erstatten. Das Land könne jederreit durch eine Gesetzes- 
änderung die Z ustandigkeit der Kommunen regeln. Es müsste dann jedoch aufgrund Artikel 
49 Abc. 2 der Landesverfassung (Konnexitatsprinzip) die Finanzierung dieser Aufgabe re- 
geln. 

Prof. Dr. Joachim Wieland LL M. ist Inhaber des Lehrstuhls für Öffentliches Recht, Finanz- 
und Steuerrecht an der Deutschen Hochschule für VerwaItungswissenschaften Speyer und 
Mitglied des Vetfassungsgerichtshofes für das Land Nordrhein-Westfalen. Er war U. a. 
200312004 sachverstandiges Mitglied der Föderalismuskommission, als deren Ergebnis das 
in diesem Zusammenhang bedeutende Verbot für den Bundesgesetzgeber in das Grundge 
setz aufgenommen wurde, den Kommunen direkt Aufgakn zutuweisen. Als Folge können 
nur noch die Landesparlamente Aufgabenzuweisungen an die Kommunen vornehmen. In 
diesen Fallen gilt jedoch das Konnexit8tcprinzip gemäß Artikel 49 Abs. 2 der Landesverfas- 
sung. 
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Zuständigkeit für die Betreuung von Kindern unter drei Jahren in Schleswig-Holstein 

Die Kreise und kreisfreien Städte in Schleswig-Holstein übernehmen gegenwärtig in 

Schieswig-H 01 stein die Förderung von Kindern unter drei Jahren in Tageseinrichtungen und 

in Kindertagespflege. Dafür fehlt eine gesetzliche Grundlage. Der Bundesgesetzgeber hatte 

früher die Kreise und kreisfreien Städte als Aufgabenträger bestimmt. Heute regelt er in $ 69 

Ahs. 1 SGB VIII nur: „Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe werden durch Landesrecht 

bestimmt." Der Landesgesetzgeber hat keine Regelung getroffen. Insbesondere verpflichtet 5 
G Abs. 1 des seit 1992 geltenden Gesetzes zur Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen 

und Tagespflegestellen im Gegensatz zur Auffassung der Landesregierung die Kreise und 

kreisfreien Städte zwar „als örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe". ein 

bedarfsgerechtes Angebot an Kindertagesstätten und Tagespflegestellen zu planen und zu 

gewährleisten. Er setzt damit eine Bestimmung der Träger voraus, enthält sie aber nicht 

selbst. Das ergibt sich aus der grammatikalischen, der systematischen und der 

entstehungsgeschichtlichen Interpretation. 

Verpflichtet der Gesetzgeber die Kreise und kreisfreien Städte zukünftig zur Erfüllung der 

Aufgabe, muss er den Kommunen einen entsprechenden fuianziellen Ausgleich zahlen (Art. 

49 Abs. 2 Landesverfassung). Verpflichtet er die Kommunen nicht, muss er die Aufgabe mit 

eigenen Mitteln und auf eigene Kosten erfüllen. 

Die Kreise und kreisfreien Städte sowie andere Kommunen haben in der Zwischenzeit 

Anspruch darauf, dass das Land ihnen nach den Grundsätzen der Geschäfisfühning ohne 

Auftrag die Aufwendungen ersetzt, die ihnen daraus erwachsen. dass sie die Aufgabe der 

Förderung von Kindern in Kindertagesstätten und Tagespflegestellen erfillen. Daneben haben 

die Kreise und kreisfreien Stiidte sowie andere Kommunen einen öffentlich-rechtlichen 

Erstattungsanspruch darauf, dass das Land den Verrnögensvorteii an sie herausgibt, den es 

dadurch erlangt hat, dass sie seit dem 16. Dezember 2008 die Aufgabe der Förderung von 

Kindern in Kindertagesstellen und Tagespflegestellen erfiillen. 


